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Der Nutzen der Trägheit
Wirtschaftspolitik

Menschen verhalten sich oft träge und maximieren ihren eigenen Nutzen 
nicht immer. Diese Erkenntnis nutzen Unternehmen schon lange: Werks- 
oder Standardeinstellungen sind ein alltägliches Phänomen – Handys haben 
einen standardisierten Klingelton, Internetbrowser eine voreingestellte 
Startseite. Auch die Wirtschaftspolitik sollte sich an diesem realistischeren 
Menschenbild orientieren. Das könnte besser zum Ziel führen und gleich-
zeitig auch noch Kosten sparen.

Ein Beispiel dafür ist die private Altersvorsorge. Der deutsche Staat fördert 
etwa die Riester-Rente. Mittlerweile liegt das jährliche Fördervolumen 
schätzungsweise bei weit über 2 Milliarden Euro. Der Abschluss ist freiwil-
lig, aber ohne Vertrag gibt es keine staatliche Zulage. Die Menschen müs-
sen also von sich aus tätig werden – ein Grund dafür, warum erst 40 Prozent 
der Berechtigten auf eine Riester-Rente sparen. Würde stattdessen geregelt, 
dass automatisch ein Teil des monatlichen Einkommens in den Sparvertrag 
fließt, sofern der Einzelne keinen Widerspruch einlegt, könnte die Zahl der 
Verträge deutlich steigen. Zugleich würde ein solcher freiwilliger Automa-
tismus dem Staat viel Geld sparen, weil er die Zusatzrente zumindest nicht 
mehr so stark fördern müsste.
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Wirtschaftspolitik. Von wegen Homo 
oeconomicus – statt kühl zu kalkulie-
ren, was den eigenen Nutzen mehrt, 
handelt der Mensch oft ziemlich irrati-
onal. So manches gut gemeinte Vorha-
ben der Politik kommt dadurch nicht 
richtig zum Tragen.

Menschen neigen zur Trägheit 
und behalten gern den Status quo 
bei. Das ist häufig selbst dann der 
Fall, wenn die aktuelle Situation 
willkürlich zustande gekommen ist 
und Veränderungen sowohl für den 
Einzelnen als auch für die Gesell-
schaft besser wären. Zudem sind 
viele Menschen von der Informati-
onsflut überfordert – sie bleiben bei 
ihren Gewohnheiten oder delegieren 
Entscheidungen.

Unternehmen nutzen das schon 
lange: Werks- oder Standardeinstel-
lungen sind längst Alltag – Handys 
haben einen standardisierten Klin-
gelton, Internetbrowser eine vorein-
gestellte Startseite. Wer etwas an-
deres will, muss selbst aktiv werden. 
Viele begnügen sich aber mit dem, 
was ihnen vorgesetzt wird. In man-
chen Ländern rettet diese Trägheit 
sogar Leben: 

Beispiel Organspende: Unter an-
derem in Österreich, Frankreich, 
Portugal und Polen gelten Bürger 
automatisch als Organspender, so-
lange sie dem nicht widersprechen. 
Und das tun die wenigsten – selbst 
jene nicht, die nicht bereit sind, nach 
ihrem Tod Herz und Nieren zu spen-
den (Grafik). In Deutschland dage-
gen ist es umgekehrt: Hierzulande 
müssen sich Menschen aktiv um ei-
nen Organspendeausweis bemühen. 
Obwohl sich in Umfragen knapp die 

Hälfte bis drei Viertel der Bundes-
bürger als Spender bereiterklären, 
besitzt nur ein Viertel einen Organ-
spendeausweis. 

Beispiel Riester-Rente: Der deut-
sche Staat verpflichtet die Menschen 
per Gesetz zur Altersvorsorge und 
fördert manche Varianten mit Steu-
ermitteln, zum Beispiel die Riester-
Rente. Der Abschluss ist freiwillig, 
aber ohne Vertrag gibt es keine staat-
liche Zulage.

Etwa 60 Prozent der Berechtigten 
haben allerdings noch keinen Ver-
trag abgeschlossen. Um diese Situa-
tion zu verbessern und besonders 
Haushalte mit niedrigen Einkom-
men zu fördern, sollte der Staat auch 
hier bei den „Voreinstellungen“ an-
setzen. Mit anderen Worten: Wer 
sich nicht anders entscheidet, legt 
automatisch jeden Monat 4 Prozent 
seines Einkommens in Form eines 
Riester-Vertrags zurück und erhält 
ohne weitere Formalitäten und bü-
rokratischen Aufwand die jeweils 
zustehende jährliche Förderung.

Unabhängig von der Kritik an der 
Riester-Rente – eine private Vorsor-
ge ist nötig. Und mit solch recht 
einfachen Änderungen würde die 
Zahl der Riester-Verträge deutlich 
steigen. Die staatliche Förderung 
könnte zudem nur noch an diejeni-
gen gehen, die sonst keine private 
Vorsorge aufbauen könnten. Damit 
würden die unsystematische Umver-
teilung zwischen den Steuerzahlern 
mit und ohne Riester-Vertrag ver-
mieden und die Steuergelder nur für 
tatsächlich Bedürftige verwendet – 
ohne dass jedoch ein staatlicher 
Zwang ausgeübt wird. Der Ab-
schluss und die Auswahl der privaten 
Vorsorge sollten freiwillig bleiben.
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Trägheit lässt 
sich nutzen
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Spender: 2003, außer Deutschland (2010), Bereitschaft: 2009, kennen Bestimmungen: 2009
Quellen: Johnson, Goldstein (2003), Eurobarometer, Stiftung Eurotransplant

Organspende: Unterschiedlich geregelt
In manchen Ländern müssen Menschen extra zustimmen, wenn sie Organe spenden wollen – 
in Deutschland etwa, indem sie einen Organspendeausweis ausfüllen und mit sich tragen. 
In anderen Ländern dagegen müssen die Bürger widersprechen, wenn sie keine Organe spenden 
wollen, ansonsten gelten sie automatisch als Spender. So sind laut Gesetz in Österreich fast alle 
Menschen Organspender, weil sie nicht widersprochen 
haben, aber nur 39 Prozent wären tatsächlich zu einer 
Spende bereit.

So viel Prozent 
der Bevölkerung…

Dänemark

Deutschland

Niederlande

Vereinigtes Königreich

Österreich

Belgien

Frankreich

Ungarn

Polen

Portugal

Schweden

Zustimmung nötig

Zustimmung nötig

Zustimmung nötig

Zustimmung nötig

Widerspruch nötig

Widerspruch nötig

Widerspruch nötig

Widerspruch nötig

Widerspruch nötig

Widerspruch nötig

Widerspruch nötig
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... sind laut 
Gesetz 
Organspender

…wären zur 
Organspende 
bereit

…kennen laut 
eigener Aus-
sage die recht-
lichen Bestim-
mungen für 
Organspenden 

Geltendes 
Recht


